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nun ist es also soweit. Dies wird die letzte gedruckte Ausgabe des Mitgliedermaga-
zins der Jungen Europäischen Föderalisten sein. Ich sehe dem mit einem la-
chenden und einem weinenden Auge entgegen: Einerseits bin ich froh, dass diese 
Aufgabe, den Verband über Entwicklungen zu informieren, Denkanstöße zu liefern, 
Problematiken aufzuzeigen, einen Meinungsaustausch zu betreiben und nicht zu-
letzt in den Verband hineinzuwirken, nicht länger ausschließlich meine Aufgabe 
oder die des Bundesvorstandes sein wird, sondern zukünftig mit tatkräftiger Un-
terstützung der Online-Redaktion erfolgen wird. Andererseits wird damit auch eine 
lange Tradition an politischen Heften beendet, um die sich bereits viele Chef- und 
Redakteure liebevoll und voller Passion gekümmert und verdient gemacht haben. 
Ich möchte an dieser Stelle allen meinen Vorgängerinnen und Vorgängern danken, 
die viel Mühe in dieses Projekt investiert haben und jedem JEF-Mitglied die Chance 
boten, sich über Vorgänge unserer Jugendorganisation zu informieren und aktiv in 
allen Bereichen des Verbandslebens partizipieren zu können: Vielen Dank, ihr habt 
eine grandiose Arbeit geleistet!

Dieses Heft möchte die periodisch immer wiederkehrende Frage nach der europä-
ischen Identität diskutieren und damit einen Diskussionsabschluss zur dritten 
Verbandsakademie vom 13.-15. November 2015 in München bieten. Gibt es so et-
was wie eine europäische Identität überhaupt und wodurch zeichnet sie sich aus?
Raphael Kruse leitet in die Debatte ein, indem er die Begrifflichkeit der Identität 
aus einer wissenschaftlich-analytischen Perspektive beleuchtet, bevor Anna Fer-
rari darlegt, wie sehr vor allem die Jugend Europas derzeit den Glauben an ein ge-
meinsames Europa verloren hat, doch wie schnell ein offener Austausch zwischen 
jungen Menschen aus verschiedensten europäischen Ländern die Gemeinsam-
keiten in den Vordergrund rücken lässt, die ihrer Meinung nach identitätsstiftend 
seien. Es folgt eine Gegenüberstellung verschiedener Standpunkte zu europä-
ischen Grundwerten aus Aufzeichnungen vom Internationalen Berlin-Seminar 
2015. Kai Pittelkow demontiert in seinem Beitrag das Argument der „Schicksals-
gemeinschaft Europa“ und verweist darauf, dass die EU keinen mystischen Ver-
gangenheitsbezug aufweist. Christian Moos, Generalsekretär der Europa-Union 
Deutschland, hält ein Plädoyer für Freiheit, Vielfalt und Offenheit in Europa, aus de-
ren Erfahrungsraum eine gemeinsame europäische Identität erwachsen könne. 
Markus Breitweg hält die aktuelle Flüchtlingskrise in Europa trotz aller Schwierig-
keiten und Herausforderungen für eine Chance, endlich eine europäische Identi-
tät, ein europäisches Bewusstsein für ein europäisches Problem zu fördern, wäh-
rend Martin Renner die Gefahr eines neuen nationalstaatlichen Diskurses als Ant-
wort auf die Terroranschläge von Paris sieht, die den Rechtspopulisten und 
Europagegnern in die Hände spielt. Aida Dos Santos stellt als kleinen Exkurs das 
Konzept der Unionsbürgerschaft vor, bevor Mathias Staudenmaier das Span-
nungsverhältnis zwischen der Idee der barrierefreien Kommunikation mittels ei-
ner gemeinsamen Lingua Franca und der Sprachenvielfalt Europas beleuchtet. 
Robin Mudry analysiert die französischen Regionalwahlen und stellt vor, wie der 
Front National das menschliche Bedürfnis nach kulturellem Identitätsbezug nutzt 
und damit insbesondere bei jungen Menschen erfolgreich ist. 

Für die Serie „Europa in...“ erklärt uns Sabrina Meyer die britische Wahrnehmung 
einer gewissen Einzigartigkeit Großbritanniens, die als „British exceptionalism“ 
beschrieben wird, und den Abschluss der inhaltlichen Beiträge zur Debatte um 
eine europäische Identität bildet.

Im internen Teil nehmen wir einen Jahresrückblick vor und schauen uns an, was 
unser Verband 2015 alles geleistet hat. Zwei ehemalige Chefredakteure von treff-
punkt.europa kommentieren ihre Lieblingsartikel aus ihrer Zeit als 
Chefredakteur*in, bevor Marcel Wollscheid am Ende das letzte Wort als eine Art 
Überleitung zum Online-Magazin treffpunkteuropa.de gebührt.

Viel Vergnügen beim Lesen dieser letzten Ausgabe!

Tilmann Hartung
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GETEILTE IDENTITÄT – 
GETEILTES VERSTÄNDNIS?

ben, dass mit einer europäischen Identität eine 
kollektive Identität gemeint ist. Diese kann als 
Identifikation einer Person mit einem Kollektiv, 
dem sie sich zugehörig fühlt, beschrieben werden. 
Dann ist es folgerichtig, eine europäische kollek-
tive Identität als Gefühl der Zugehörigkeit zu einer 
europäischen Gemeinschaft zu bezeichnen.

Die vorgeschlagene Definition lässt allerdings 
noch einige Einfallstore für Kritik offen. Erstens ist 
damit noch nicht geklärt, was diese europäische 
Gemeinschaft ist. Ist damit die politische Gemein-
schaft der EU gemeint, was ist dann beispielswei-
se mit Schweizern und Norwegern? Auch wenn sie 
nicht in das EU-System integriert sind, könnte ih-
nen attestiert werden, zu einer kulturellen europä-
ischen Gemeinschaft zu gehören. Eine europä-
ische Identität enthält also eine staatsbürgerliche 
politische und eine kulturelle Komponente. Zwei-
tens umfassen Identifikationen nicht nur affektive 
Gefühle, sondern eine sehr breite Spanne an Ein-
stellungsdimensionen vom bloßen Bewusstsein 
der Zugehörigkeit bis hin zu  Verhaltensabsichten, 
die zum Beispiel in Form von Solidarität ausge-
drückt werden können. Drittens ist eine Klärung 
der Zugehörigkeit zwar schön und gut, begründet 
aber längst noch keine Zusammengehörigkeit. Die 
eingangs als folgerichtig bezeichnete Definition ist 
also wie viele andere Versuche auch durchaus um-
stritten.

Bei allen Kontroversen in der Forschung gibt es 
eine weithin geteilte Erkenntnis, die die Förderung 
einer europäischen Identität erleichtert. Um sich 
mit „Europa“ zu identifizieren, ist es gar nicht not-
wendig, andere kollektive – zum Beispiel nationale 
– Identitäten aufzugeben. Es spricht nichts dage-
gen, mehrere kollektive Identitäten – also multiple 
Identitäten – haben zu können, wenn diese Identi-
täten nicht miteinander in Konflikt geraten.

Diskussionen über eine europäische Identität sind 
seit Jahren en vogue. Aber meinen alle, die darüber 
sprechen, eigentlich dasselbe? Erkenntnisse aus 
der Wissenschaft können für eine Annäherung an 
diesen Begriff hilfreich sein. Wer aber eine eindeu-
tige und unstrittige Definition erwartet, wird ent-
täuscht. Über das Wesen einer europäischen Iden-
tität gibt es in der Wissenschaft mehr Kontrover-
sen als Übereinstimmung. 

Missverständnisse treten häufig dann auf, wenn 
normative und empirische Sichtweisen aufeinan-
derstoßen. Während bei empirischen Ansätzen im 
Mittelpunkt steht, ob, in welchem Maße und wa-
rum sich Europäer mit der europäischen Gemein-
schaft identifizieren, geht es den Vertretern nor-
mativer Ansätze darum, wie eine europäische 
Identität inhaltlich beschaffen sein soll. In hitzigen 
Debatten werden solch unterschiedliche Frage-
stellungen leicht miteinander vermengt. Aus nor-
mativer Sicht gibt es nach wie vor kein einheit-
liches Verständnis von der Substanz einer geteil-
ten Identität. In empirisch-analytischen Ansätzen 
wird zunächst als gemeinsame Basis hervorgeho-

Wahlplakate der nationalkonservativen und 
rechtspopulistischen Schweizer Volkspartei (SVP). Kann die 
«Ausschaffungsinitiative» im Einklang mit einer europä-
ischen Identität stehen ? 

© SVP

Raphael Kruse ist Mitglied der JEF Jena.

raphael-kruse@gmx.de
/raphael.kruswe.7 
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DIE EUROPÄISCHE UNION IN 
DEN TRÄUMEN DER JUGEND
Warum sollte ein junger Mensch heute noch an die 
Europäische Union glauben? In der Tat ist die EU 
zur Zeit auf die Probe gestellt, durch vielfältige Pro-
bleme wie die Wirtschaftskrise, die Jugendarbeits-
losigkeit, Ausstiegsszenarien von Grexit über Bre-
xit, die Situation in der Ukraine, die verzweifelten 
Menschen, die im Mittelmeerraum ankommen, 
und den immer lauter werdenden euroskeptischen 
Stimmen. Vor diesem Hintergrund wird der Traum 
von Einheit und Frieden an den Rand gedrängt.

In diesem Zusammenhang organisierte die JEF 
Deutschland ein internationales Seminar über “So-
lidarität in Europa“ in Berlin. Ich war einer der über 
60 jungen Menschen, die vom 14. bis 17. Mai in der 
deutschen Hauptstadt für das Internationale Ber-
lin Seminar 2015 zusammengekommen sind. Die 
Teilnehmer*innen im Alter zwischen 16 und 31 
Jahren kamen aus 19 europäischen Ländern - so-
wohl aus EU-Mitgliedstaaten, als auch aus Län-
dern, die gerne solche werden möchten, wie die 
des Balkans und die Türkei. Zusammen haben wir 
die Anker gehievt und gingen an Bord des födera-
listischen Dampfers. Der Ort unseres europä-
ischen Abenteuers war dabei eine bedeutungs-
volle Stadt, denn Berlin, mit seiner Geschichte des 
Krieges, der Teilung und seiner nicht lange zurück-
liegenden Wiedervereinigung, stellt ohne Zweifel 
eine große Inspiration für jeden jungen Menschen 
dar, der an ein vereintes Europa glaubt.

Das Seminar begann mit einer Debatte über die ak-
tuellen europäischen Fragen der Politik. Dann 
setzten wir uns mit der Solidarität auseinander, be-
zogen auf verschiedene Aspekte der EU: die Wirt-
schaftskrise, die soziale Krise, die Einwande-
rungspolitik, die Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik, die Erweiterung und die Beziehungen 
zu den Nachbarstaaten sowie die europäischen 
Grundwerte. Diese Themen diskutierten wir wäh-
rend des World Cafés: Mit Kaffee und Keksen in der 
Hand saßen wir mit Experten am Tisch und kon-
frontierten sie mit unseren Fragen und Ideen. Die 
Arbeit ging in den Workshops weiter, nachdem wir 
uns in kleinen thematischen Gruppen zusammen-
gefunden hatten. In meiner Gruppe widmeten wir 
uns zum Beispiel der Wirtschaftskrise in Europa.

Nach dem Austausch von allgemeinen Wissen und 
persönlichen Erfahrungen konzipierten wir  unsere 
utopische Vorstellung der EU, die „Happiness Is-
land“: Dort wachsen die Staatsschulden nicht wei-

  »WWW.BIT.LY/1K07AZ7

DIESER ARTIKEL IST EINE ÜBERSETZUNG UND 
ERSCHIEN URSPRÜNGLICH AM 27. MAI 2015 IN 
ITALIENISCHER ORIGINALFASSUNG IM ’VIRGOLA 
BLOG’ » WWW.TREFFPUNKTEUROPA.DE/7482 

Föderalismusdampfer
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ter an, Korruption und Betrug gibt es nicht, statt-
dessen existieren Eurobonds und europaweite 
wirtschaftliche und soziale Standards, die Men-
schenrechte werden geachtet, es werden keine 
Gehaltsunterschiede bei Männern und Frauen ge-
macht, Arbeitnehmer gleichermaßen besteuert 
und jeder findet Arbeit. Die konkreten Lösungen 
für so ein perfektes Europa legten wir als Schatz-
karte zur Insel an. In der gemeinsamen Abschluss-
sitzung stellten wir dann unsere Ergebnisse den 
Teilnehmern der anderen Workshops vor.

Während des Austausches in der Gruppe wurden 
die Unterschiede zwischen den verschiedenen EU-
Staaten deutlich, vor allem die zwischen Nord- und 
Südeuropa. Die Krise in Griechenland wurde aus-
führlich diskutiert und es war interessant, über die 
Lage Griechenlands von einigen griechischen Ju-
gendlichen zu erfahren. Es war ihnen sehr wichtig, 
dass sie keine weitere Austeritätspolitik mehr wol-
len, die sie als Volk in die Knie gezwungen hat, aber 
gleichzeitig betonten sie, dass sie Teil der Europä-
ischen Union bleiben wollen, mit dem Bedürfnis als 
gedemütigter Nation ihre Würde zurückzugewin-
nen. Eine von ihnen erzählte mir in der Pause, dass 
sie während des Treffens den Tränen nahe war, 
wenn sie an ihre eigene Zukunft und die ihres Lan-
des dachte. Vielleicht ist dies nur ein Beispiel, aber 
ich denke, es zeigt, wie wichtig es ist, sich daran zu 
erinnern, dass die Situation abseits der wirt-
schaftspolitischen Aspekte vor allem den einzel-
nen Menschen betrifft.

Auf der anderen Seite gab es aber auch die Beo-
bachtungen von den Zugehörigen der finanzstär-
keren Mitgliedsstaaten. Sie hatten Sorge, dass sie 
die Schulden der anderen Staaten werden bezah-
len müssen. Die Debatte wurde auch bei der Frage 
der Einwanderung sowie über das Brexit-Referen-
dum hitzig. Viele Male änderte sich die Meinung der 
Seminarteilnehmer*innen - wenn auch nur ansatz-
weise - nachdem sie die Schilderungen der andren 
gehört hatten.

Solche komplexen Themen wurden durch lustige 
Momente gemildert, wie der Stadt-Rallye, eine 
Straßenaktion, die wir in Teams durchführten. Von 
einem bedeutenden Ort wie der East Side Gallery 
an der Berliner Mauer gingen wir zum nächsten, 
mit einem Stadtplan gewappnet. Wir mischten uns 

unter die Einheimischen und Touristen und trugen 
Matrosenhüte, EU-Flaggen und Papierboote. Wei-
ter ging es über den Alexanderplatz, Unter den Lin-
den, Brandenburger Tor, den Bundestag, Potsda-
mer Platz...

Es war großartig, zu diesen jungen Menschen da-
zuzugehören, die sich persönlich und ernsthaft um 
die Zukunft sorgen, in der wir leben. Junge Men-
schen, die Lust haben, sich zu engagieren, auch 
wenn zum Teil mit einer guten Portion Idealismus, 
der sicher nicht untypisch für unser Alter ist; die 
sich nicht schämen, auf der Straße die „Ode an die 
Freude“ von Beethoven zu singen. Englisch, das 
gemeinsame Mittel der Kommunikation, wurde mit 
den Klängen von Dutzenden von anderen Spra-
chen schnell gemischt.

Am Ende der vier Seminartage haben wir eine Ant-
wort auf die ursprüngliche Frage gefunden, wenn 
auch nur rudimentär. Die Jugendlichen können an 
die EU glauben, wenn sie den Geist der Gemein-
schaft, der uns verbindet, fühlen. Die europäische 
Identität wird vor allem durch den eigenen Wunsch 
nach Zugehörigkeit gebildet, wenn wir nach un-
seren Gemeinsamkeiten suchen und nicht nach 
dem, was uns trennt.

„Die Jugendlichen können an die EU glauben, wenn sie den Geist der 
Gemeinschaft, der uns verbindet, fühlen.“

Anna Ferrari, geboren in Italien, studiert seit 2015 
im Erasmus-Mundus-Master-Programm ‚Journa-
lism Media and Globalisation’ an der Universität 
Aarhus in Dänemark.

/anna.ferrari.336
@Ferrar_Anna
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Foto:  ©
 European Union 2015 - EC

Die nachfolgenden Zitate sind Ausschnitte aus Videoaufzeichnungen zu einem Workshop 
zu „European Core Values“, die während des XVI. Internationalen Berlin-Seminars vom 
14.‑17. Mai 2015 zum Thema „Europe  –  In or Out“ entstanden und sich mit dem Thema 
einer europäischen Identität auseinandersetzen. 

Oana, Rumänien
„Ich lebe nun bereits seit einigen Jahren in Spani-
en. Ich glaube, dass europäische Grundwerte die 
unterschiedlichen Mitgliedstaaten der EU vereint 
und das wir sie alle teilen sollen, um eine einheit-
lichere und stärker integrierte Europäische Union 
zu erhalten.“

Milos, Montenegro
„Europäische Grundwerte sind für mich ein sehr 
wichtiges Themengebiet, da Montenegro gerade 
den Aufnahmeprozess als potentieller Aufnahme-
kandidat durchläuft und sich an Europa angleicht. 
Sich darüber neues Wissens anzueignen und in 
Montenegro via Best-Practice-Austausch an Multi-
plikatoren weiterzureichen ist meine Motivation.“

Maximilian, Deutschland
„Grundwerte haben viel damit zu tun, wie wir als 
Gemeinschaft zusammenleben, mit Solidarität in 
und für Europa. Ich glaube, dass einer der europä-
ischen Grundwerte auf jeden Fall Demokratie ist, 
aber was genau meint das? Für mich bedeutet De-
mokratie aktive Teilhabe, dass man an Debatten 
teilnehmen und Meinungsaustausch betreiben 
kann. Die größte Herausforderung besteht aber 
darin, eine europäische Gesellschaft zu formen, 
die uns auch berührt und uns Identität verleiht 
durch eine Art Zusammengehörigkeitsgefühl.“

EUROPÄISCHE  GRUNDWERTE 
IN DER GEGENÜBERSTELLUNG
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Anna, Großbritannien
„Es ist wichtig zu sehen, dass Europa mehr ist als 
eine bloße Ansammlung von Staaten, es ist eine 
Gemeinschaft. Und in einer Gemeinschaft ist Soli-
darität sehr wichtig, insbesondere im Hinblick auf 
das kommende Referendum in Großbritannien 
zum Brexit.“

Laia, Spanien
„Gemeinsame Werte sind meiner Meinung nach der 
Grundpfeiler für die Bildung eine europäischen Zi-
vilgesellschaft.“

Laura, Deutschland

„Ich finde den Austausch mit anderen Europäern 
sehr interessant und wichtig, denn ich habe fest-
gestellt, dass andere junge Menschen in Europa 
ähnliche oder gleiche Vorstellungen von europä-
ischen Grundwerten haben. Es gibt schon so et-
was wie eine europäische Identität und Solidarität 
in Europas Jugend.“

Die Videoaufzeichnungen können im YouTube-Kanal der JEF 
Deutschland aufgerufen werden:  „Workshop ‚European 
Core Values‘ - XVI. International Berlin Seminar 2015“

Arsejda, Albanien
„Solidarität ist für uns sehr bedeutsam, insbeson-
dere für die Menschen auf dem Balkan und in weni-
ger entwickelten Ländern. Wir müssen unsere eu-
ropäische Zivilgesellschaft durch eine bessere Bil-
dung für alle Europäer von innen heraus stärken, 
europäische Institutionen reichen nicht mehr aus. 
Dafür müssen wir europäisches Wissen weitertra-
gen und es alle wissen lassen.“

  »WWW.YOUTU.BE/2WUCGMYDLQO
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Finanzkrise, Wirtschaftskrise, Euro-Krise, Grie-
chenland-Krise, Flüchtlingskrise – you name it! 
Europäische Errungenschaften werden zum Zank-
apfel in der künftigen Ausgestaltung des europä-
ischen Integrationsprozesses, dabei beschert ge-
rade dieser Streit über die richtige Handhabung der 
Krise der EU eine Reputation als „Zweckbündnis 
von Egoisten“, so Marcus Gatzke in DIE ZEIT. Kein 
Europäer könne sich mit der EU identifizieren, so 
die Kritiker. Warum also solidarisch sein? 

Die Äußerungen gehen Hand in Hand mit der Identi-
täts- und Legitimitätsdebatte der EU, denn die eu-
ropäische Gemeinschaft hat keine Identitätsge-
schichte, keinen sogenannten mythischen Ver-
gangenheitsbezug. Unbestritten begann die 
europäische Integration als ein Friedens- und Wirt-
schaftsprojekt. Ginge es nach mir, ist die EU ein 
Wunder der Demokratie und eine Geschichte sui 
generis, die alleine deshalb schon verbinden sollte. 
Das Konzept der Schicksalsgemeinschaft, in der 
Volks- und Staatssouveränität voneinander ab-
hängen, ist auf die jetzige EU nicht übertragbar. 
Keine Chance also auf eine geteilte Identität oder 
sogar auf Solidarität? 

KOLLEKTIVE IDENTITÄT VS. TERRITORIALE 
ZUGEHÖRIGKEIT

Es sind die persönlichen Standards, Prinzipien und 
Erwartungen, die die Bürgerinnen und Bürger mit 
einem Regierungssystem verbinden. Diese eige-
nen Wertestandards bilden die individuelle Identi-
tät, die durch Normen beeinflusst ist und von 
einem Individuum durch seine soziale Umgebung 
übernommen wird. Die sich daraus ergebene kol-
lektive Identität entsteht vor allem durch die Inter-
aktion mit und der Abgrenzung von Anderen. Poli-
tisch relevant werden kollektive Identitäten dann, 
wenn es darum geht, eine gemeinsame Hand-
lungsfähigkeit herzustellen. Der Demos – das 
Staatsvolk – bedingt die politische Identität, die 
aus der kollektiven Identität entsteht. Ein legi-
times demokratisches Regieren jenseits des Nati-
onalstaates wird damit angeblich unmöglich sein. 
Das bedeutet aber auch, dass die legitime Beteili-
gung an der Politikmitgestaltung an die territoriale 
Zugehörigkeit gekoppelt ist. Demokratie wird hier 
zu einem abgesteckten Raum. Mit der EU wird die 
Demokratie aber transnational bereits gelebt oder 
zumindest probiert.

DIE MÄR VON DER 
SCHICKSALSGEMEINSCHAFT
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Entscheidend ist, dass politische Legitimität die 
Existenz einer politischen Öffentlichkeit voraus-
setzt, die im nationalen Kontext als selbstver-
ständlich gegeben scheint, im internationalen 
Kontext aber erst zu schaffen ist. Die Idee des öf-
fentlichen Raums wird in der Gegenwart zuneh-
mend durch die Medien physisch gegeben sowie 
vorstellbar. Kritik des Fehlens einer massenmedi-
alen Öffentlichkeit jenseits des Nationalstaates ist 
nicht mehr zu halten. Die Ausdehnung von schnel-
len Kommunikationsnetzwerken wie Blogs, Foren 
oder soziale Netzwerke ermöglichen grenzüber-
greifende und dezentrale horizontale wie vertikale 
Kommunikation zwischen Menschen unterschied-
licher Nationen. Extrem wichtig, denn die Beratung 
in der Öffentlichkeit ist ein zentraler Punkt, um po-
litische Positionen einzunehmen, zu transformie-
ren oder bereits vertretende Überzeugungen zu 
evaluieren. 

ÖFFNUNG DER NATIONALEN GESELLSCHAFTEN 
NOTWENDIG

Sollen die Bürgerinnen und Bürger Europas ver-
knüpft werden, braucht es die Öffnung der natio-
nalen Gesellschaft durch eine grenzüberschrei-
tende Kommunikation. Technisch können natio-
nale Medien ein Fenster in das Nachbarland 
aufmachen und als Kommunikationsplattformen 
zur Öffnung der nationalen Gesellschaft beitragen. 

Alleine schaffen sie es aber nicht, zu selektiv, zu 
subjektiv, zu unausgewogen ist die Berichterstat-
tung; zu wenige Ressourcen vorhanden, um das 
verwobene europäische Regieren qualitativ zu be-
obachten. Bereits der ungleiche Zugang zu Medien 
durch zum Beispiel Sprachbarrieren versperrt zu 
oft den Zugang zu Informationen und behindert 
eine soziale Selbstorganisation. 

Europa braucht stärkere (zivil-)gesellschaftliche 
Organisationen, die als Mittler sowie Übersetzer 
zwischen Bürgerinnen und Bürgern sowie des poli-
tischen Systems der EU fungieren. Und drittens: 
Die EU muss sich dem demokratischen Wettbe-
werb öffnen und nicht nur zivilgesellschaftliche 
Akteure selektiv nach territorialer Zugehörigkeit in 
den Entscheidungsprozess aufnehmen, sondern 
nach Problemlösungsansätzen und Betroffenheit. 

EIN APPELL AN DIE BOTSCHAFTER DER 
EUROPÄISCHEN IDEE

Öffnet Europa nicht nur den durch die Familien be-
reits früh europäisierten oder politisierten Jugend-
lichen. Geht in die Dörfer, geht in die Berufsschu-
len, geht in die Schulen und klärt auf, informiert, 
motiviert, weckt Interesse! Egal wo in der EU, Ju-
gendliche haben sehr ähnliche Vorstellungen von 
der Zukunft, ihrer Zukunft, einer europäischen Zu-
kunft. Und gerade die braucht Europa jetzt.

Kai Pittelkow studiert Politikwissenschaft an der 
TU Darmstadt und ist Beisitzer im Landesvorstand 
der JEF Hessen.

k.pittelkow@jef-hessen.de
/kai.reicht.9



03.15    treffpunkt.europa    11schwerpunkt

Foto: ©
 Bayerischer Rundfunk 2015

Erleben sich Finnen und Portugiesen, Niederländer 
und Rumänen als gleich? Nein, das tun sie ganz si-
cher nicht. Aber die Bewohner des Languedoc und 
der Normandie haben das lange Zeit auch nicht ge-
tan und tun es wohl noch immer nicht. Identität 
kann nicht losgelöst von der Person, vom Selbst-
Bewusstsein des Individuums verstanden wer-
den. Der Mensch sucht den Unterschied, um sich 
selbst zu erkennen. Aber er vergleicht sich auch, 
weil er ein soziales Wesen ist, findet in geteilten 
Identitäten vor allem moralische Entlastung. Denn 
Freiheit ist vielen eine Zumutung.
Nationale Identität kann ein von Individuen als ge-
meinsam erlebtes und sie damit entlastendes We-
sensmerkmal sein. Eine europäische Identität wird 
von Europaskeptikern exklusiv und auf sonder-
bare Weise abschließend unterstellt. Dabei ist der 
Nationalstaat eine relativ junge Erscheinung der 
Geschichte. Wer ihn absolut setzt, muss also an-
nehmen, dass es sich bei ihm um einen endgül-
tigen Zielpunkt der menschlichen Entwicklung 
handelt. Ein solches Telos gibt es aber nicht. Aktu-
ell sind nicht wenige Nationalstaaten vom Zerfall 
bedroht und alte und neue Großmächte betreiben 
wieder empire building unter dem Vorzeichen der 
Unterdrückung.

Es gibt eine Vielzahl geteilter menschlicher Eigen-
tümlichkeiten. Die, einer Nation anzugehören, ist 
nur eine Lösung. Und sie ist bei weitem nicht die 
wirkmächtigste. Unter bestimmten, außer- und 
überindividuellen Voraussetzungen, können etwa 
das Geschlecht oder die Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten sozialen Schicht prägender, handlungs-
leitender sein als die Nationalität. Die Kraft des Na-
tionalismus beweist nicht das Gegenteil, ist doch 
der Nationalismus eine Übersteigerung nationaler 

Identität. Er ist nicht mehr und nicht weniger als 
das neurotische Angstsymptom einer säkulari-
sierten Gesellschaft und insoweit religiösem Fun-
damentalismus als Gegenreaktion auf das welt-
liche Projekt des Westens nicht unverwandt. Es ist 
die Angst vor der Freiheit, und diese Angst ist im 
Zeitalter der Globalisierung von hoher Wirkmäch-
tigkeit. 

OFFENE GRENZEN SIND EUROPA 
WESENSIMMANENT

Europäische Identität ist schwierig, weil sie auf et-
was anderes gründet als auf einen repli sur soi. Sie 
bezieht sich zwar auf einen geteilten Erfahrungs-
raum. Dieser ist aber einer der Entgrenzung, nicht 
der Begrenzung. So sind offene Grenzen Europa 
wesensimmanent. Deshalb stirbt jedes Mal ein 
Stück Europa, wenn irgendwo eine weitere Grenze 
geschlossen wird. Europa steht für Offenheit, für 
Überwindung, für Freiheit. Wenn die Apologeten 
des Nationalstaats Europa ablehnen, ist das nur 
konsequent. Denn sich als Europäer zu erkennen, 
bedeutet das Heraustreten aus der selbstver-
schuldeten Unmündigkeit. Europäische Identität 
erträgt die Verschiedenheit, sie heißt die Vielfalt 
willkommen. Sie ist ein Bekenntnis zur Freiheit und 
eine Absage an die Angst.

Ein Teilnehmer einer NPD-Kundgebung trägt ein T-Shirt mit dem Aufdruck “Freiheit, Heimat, Identität“.

EUROPÄISCHE IDENTITÄT, 
EINE FRAGE DER FREIHEIT

© SWR

Christian Moos, Generalsekretär der Europa-Uni-
on Deutschland e.V., wo er insbesondere für die Be-
treuung der Parlamentariergruppe des Deutschen 
Bundestags und der Hauptstadtgruppe Europa-
Professionell der EUD zuständig ist. Er ist seit 
2015 Mitglied des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses.

@ChristianMoos
christian.moos@europa-union.net
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Historisch betrachtet ist die Flüchtlingskrise keine. Und dennoch steht das Jahr 2015 in Europa, insbe-
sondere in Deutschland, im Lichte dieser Krise. Warum? Die gewaltige logistische Herausforderung ist 
das eine. Noch mehr aber stellt sich die Frage nach dem intellektuellen Umgang mit den Ankommenden. 
Dabei ist noch gar nicht das „Wie“ von Integration gemeint, sondern viel grundsätzlicher das „Ob“. Sollen 
wir das Fremde bei uns zulassen? Müssen wir nicht bei allem Verständnis für humanitäre Not und mensch-
liches Leid das Europäische an Europa und das Deutsche an Deutschland verteidigen? Ja, das müssen 
wir. Jedoch nicht, wie PEGIDA, AfD, NPD und ähnliche politische Ungetüme sich dies vorstellen. Verteidi-
gung heißt hier in erster Linie eine Rückbesinnung auf den Kern dessen, was viele gerne als „europäische 
Identität“ bezeichnen. Und dies ist vor allem eine intellektuelle Herausforderung.    

DIE FLÜCHTLINGSKRISE IST VOR ALLEM EINE 
INTELLEKTUELLE HERAUSFORDERUNG

Es soll nun nicht darum gehen, die „logistische“ 
Aufgabe kleinzureden, die die Erstversorgung, Re-
gistrierung und Unterbringung von Ankommenden 
zweifelsohne darstellt. Doch die intellektuelle Di-
mension ist die langfristig entscheidendere. Für 
den Soziologen Zygmunt Bauman ist Auschwitz 
eine Möglichkeit der Moderne, die durch das Zu-
sammentreffen einer menschenverachtenden 
Ideologie (Antisemitismus) und den Bedingungen 
einer modernen Bürokratie begünstigt wurde. Die-
ser Gedanke sollte uns eine Warnung sein. Europa 
darf heute nicht den Fehler machen, Flüchtlinge 
auf eine zu organisierende Masse zu reduzieren. 
Wer dies tut, negiert das Individuum und überlässt 
der reflexhaften Fremdenfeindlichkeit das Feld. 
Stattdessen geht es neben allen logistisch-prak-
tischen Fragen darum, sich mit dem Fremden aus-
einanderzusetzen, die intellektuelle Debatte um 
unsere und deren Werte und um die richtigen poli-
tischen Antworten auf die Flüchtlingskrise zu füh-
ren. 

An dieser Stelle die Auschwitzkeule zu schwingen, 
mag manchen erschrecken. Gut so! Damals haben 
unsere Werte und unsere Kultur versagt. Der Um-
gang mit den Flüchtlingen ist der Lackmustest da-
für, ob Europa aus seiner Geschichte gelernt hat. 

IDENTITÄTSKONSTRUKTIONEN: 
ZWISCHEN ORDNUNG UND CHAOS

Eine solch bedeutsame intellektuelle Debatte be-
darf gedanklicher Vorarbeit. Ein hilfreicher Start-
punkt ist die Frage danach, was an der konzeptu-
ellen Basis der Begriffe „Identität“ und des „Frem-
den“ steht. Hier hilft ein fundamentales 
Begriffspaar: Ordnung und Chaos. Bei der Wahr-
nehmung und Formulierung von Identitäten steht 
die Herstellung von Ordnung im Zentrum. Eine ge-
meinsame Geschichte, Erfahrungen, Werte, Bräu-
che, und Religion werden betont, um aus den in 
Vielzahl existierenden Geschichten, Erfahrungen, 
Werten, Bräuchen und Religionen ein Zusammen-
gehörigkeitsgefühl zu destillieren. Es ist die Beto-
nung eines Spezifischen inmitten des Unspezi-
fischen. Der Versuch, Ordnung dort herzustellen, 
wo Komplexität und Chaos herrschen. Identitäts-
konstruktionen versuchen, das Chaos menschli-
chen Zusammenlebens einzufangen, es zu beherr-
schen. Sie sind deshalb ein wesentliches Element 
von menschlichen Gemeinschaften und politi-
schen Strukturen. 

DIE    FLÜCHTLINGSKRISE    KANN    DIE 
EUROPÄISCHE  IDENTITÄT   FÖRDERN



03.15    treffpunkt.europa    13schwerpunkt

Doch während Identitätskonstruktionen sich um 
Ordnung bemühen, ist das Chaos nicht verschwun-
den. Es ist nur mehr oder weniger erfolgreich auf 
Distanz gehalten. Störend wird es dann, wenn es 
als Fremdes Einfluss auf die Ordnung nimmt. So je-
denfalls nehmen diejenigen das Fremde war, die 
mit grellen Parolen das europäische Abendland 
verteidigen. Doch liegen sie einem fatalen Trug-
schluss auf. Der Begriff von Ordnung macht ohne 
den Begriff von Chaos keinen Sinn. Dies gilt glei-
chermaßen für Identitätskonstruktionen und das 
Fremde. Gemeinschaft entsteht gegen und mit 
dem Fremden, aber niemals ohne es. Wenn Flücht-
linge und Migranten also scheinbar die bestehende 
Ordnung in Frage stellen, dann ist dies nichts Ge-
fährliches, sondern schlicht natürlich. Noch mehr, 
es ist eine Chance.

DAS FUNDAMENT EUROPAS: IN VIELFALT GEEINT

Das Begriffspaar von Ordnung und Chaos leistet 
einem ähnlichen Begriffspaar Vorschub: Einheit 
und Vielfalt. Auch hier gilt, dass ohne den Begriff 
von Vielfalt keine Einheit denkbar ist, und umge-
kehrt. Europa und der Europäische Einigungspro-
zess sind das beste Beispiel. Die ordnungspoli-
tische Vormachtstellung des Nationalstaats und 
nationaler nichtstaatlicher Strukturen wurde be-
wusst in Frage gestellt.

Und so hilft der Rekurs auf Ordnung und Chaos 
letztlich dabei, das eigentliche Grundfundament 
Europas zu fassen: die Versöhnung von Einheit 
und Vielfalt. In Vielfalt geeint – die vielleicht klüg-
ste Schöpfung eines Slogans seit es Schokolade 
gibt.

DIE FLÜCHTLINGSKRISE ALS CHANCE 

Was bedeutet das für den Umgang mit Flüchtlin-
gen? Der Anspruch muss sein, sie, ihre Geschichte, 
Erfahrungen, Werte, Bräuche, und Religion, als Teil 
dieser Vielfalt zu begreifen, als Teil derjenigen Viel-
falt, die an der Basis unserer Einheit ist. Dies ge-
lingt nur durch eine offene, ehrliche, aber eben 
auch wohlwollende Auseinandersetzung. Durch 
eine Kultur der Offenheit und Toleranz. Und es geht 
um mehr als das. Auschwitz und der radikale Anti-
semitismus, der Juden als die soziale Ordnung ge-
fährdende Elemente zu bekämpfen suchte, waren 
krampfhafte Versuche, dort Ordnung und Abgren-
zung herzustellen, wo Grenzen am Verschwinden 
waren. Heute muss es darum gehen, reflexhafte 
Fremdenangst und Abschottung zu bekämpfen, 
um Grenzen nicht erneut das Feld zu überlassen. 
Ein aktiver Umgang mit den Ankommenden ist nö-
tig, der das Fremde als Bereicherung versteht. Nur 
so kann Integration besser gelingen als während 
den Migrationswellen im 20. Jahrhundert.

Syrische Flüchtlinge in Wien.
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Markus Breitweg studierte Politik- und Islamwis-
senschaften in Freiburg und Internationale Kon-
fliktanalyse in Canterbury, war von 2012-2014 
Mitglied des JEF-Bundesvorstandes und arbeitet 
nun als Junior Expert für die GIZ in Tunesien.

/AbuJamie
markus.breitweg@googlemail.com
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Was macht das, was wir andern antun, mit uns 
selbst?, fragte der amerikanische Politikwissen-
schaftler David Campbell in Bezug auf staatliche 
Identitäten und Außenpolitik.
 Vor dem Hintergrund dieses Verständnisses von 
Identität und Außenpolitik will ich in diesem Artikel 
in groben Linien einige Überlegungen über mög-
liche Folgen des Krieges gegen den sogenannten 
Islamischen Staat (IS) als Reaktionen auf die Ter-
roranschläge von Paris für zentrale europäische 
Identitätsmerkmale anstellen. 

ES BESTEHT HOFFNUNG – UND GEFAHR

Es gab und gibt im Nachgang der Terroranschläge 
von Paris viele Äußerungen von Politikern, Kom-
mentatoren und in den sozialen Netzwerken, die 
davor warnen, dem IS in die Hände zu spielen und 
gegen ihn in den Krieg zu ziehen. Dass diese Äuße-
rungen sich durch weite Teile von Politik, Medien 
und Gesellschaft ziehen, stimmt mich optimi-
stisch. 
Dennoch gibt jedenfalls zurzeit die französische 
Regierung den Takt vor und eine Vielzahl europä-

ischer Staaten beteiligt sich an den Luftschlägen 
gegen den IS. Sollte der Fokus der europäischen 
Reaktion auf die Anschläge von Paris langfristig 
auf militärischen Kampfhandlungen in Syrien und 
gegebenenfalls auch im Irak verbleiben, wird nicht 
nur der Terror des IS weiterbestehen, sondern auch 
unsere Gesellschaften werden davon nicht unbe-
rührt bleiben. 

TERROR MADE IN EUROPE

Wir scheinen bei der Problemanalyse und der For-
mulierung der Problemlösungsstrategie zu ver-
drängen, dass die bislang identifizierten Attentä-
ter der Terroranschläge von Paris in Europa gebo-
ren und aufgewachsen sind. Und zwar sowohl die 
Attentäter vom Januar auf Charlie Hebdo als auch 
die Attentäter vom 13. November. Hunderte, wenn 
nicht gar Tausende europäischer Jugendlicher 
schließen sich dem IS an und kämpfen in Syrien. 
Wir werden den Ursachen des islamistischen Ter-
rorismus also nur dann wirksam begegnen kön-
nen, wenn wir uns mit den Ursachen dafür ausein-
andersetzen. Der ehemalige EU-Außenkommissar 

WAS TUN WIR UNS AN?
EUROPA IN ZEITEN DES TERRORS
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Chris Patten hat einmal treffend formuliert: „[…] 
terror lives and grows in the heart, beyond the re-
ach of pickets and munitions. So the ‘war on terror’ 
is essentially unwinnable […]“. Eine erste Maß-
nahme wäre: Sozialarbeiter, Lehrer und Personal-
chefs von kleinen und mittleren Betrieben – am 
besten in Bataillonsstärke – in die europäischen 
Vororte schicken, um den Menschen dort Perspek-
tiven zu geben. 

SIEGESZUG DER POPULISTEN?

Die Profiteure einer europäischen Beteiligung an 
den militärischen Auseinandersetzung im Nahen 
Osten werden diejenigen politischen Kräfte sein, 
die mit klaren Feindbildern arbeiten und starke, 
sich nach außen klar abgrenzende Identitäten kon-
struieren – also die europäischen Rechtspopu-
listen und Rechtsradikalen. Die bislang beispiel-
lose Serie von Anschlägen auf Asylbewerber- und 
Flüchtlingsunterkünfte zeigt deutlich deren Be-
reitschaft, ihre Interessen mit Gewalt durchzuset-
zen. Je stärker die brandstiftende Rechte wird, de-
sto stärker wird die Reaktion der Steine werfenden 
Linksautonomen. Die demokratische Mitte, die un-
sere politische Kultur bislang maßgebend geprägt 
hat, läuft Gefahr zwischen diesen Polen aufgerie-
ben zu werden. 

Die zwangsläufige Vermengung der Flüchtlingsfra-
ge mit dem Terror des IS wird zudem die bestehen-
de Kluft zwischen „dem Westen“ und „dem Islam“, 
zwischen Christen und Muslimen, zwischen Euro-
päern, die christlichen Glaubens sind, und Europä-
ern, die muslimischen Glaubens sind, vergrößern. 
Das Misstrauen und das Konfliktpotential zwi-
schen diesen Bevölkerungsgruppen werden stei-
gen.

Es wird damit die Chance vertan, die Herausbil-
dung einer neuen europäischen Gesellschaft zu 
fördern, die das Fremde als Bereicherung versteht, 
die die islamische und andere kulturelle und religi-
öse Prägungen aufnimmt und in der Kunst und Kul-
tur, Wirtschaft und Handel zu einer neuen Blüte 
kommen könnte (siehe dazu auch den Beitrag von 
Markus Breitweg in diesem Heft auf S.12f.). 

DIE PREISGABE DES RECHTSSTAATS?

Und schließlich wird uns der Krieg gegen den IS da-
von abhalten, die überfällige Diskussion über die 
nach dem 11. September ergriffenen Überwa-
chungsmaßnahmen, über Datenschutz und 
Rechtsstaatlichkeit im digitalen Zeitalter zu füh-
ren. Ist die digitale Revolution als solche schon 
eine Herausforderung für unser Rechtssystem, 
kann sie bedrohlich werden, wenn wir sie „in 
Kriegszeiten“ gestalten. Solange wir uns im „Krieg 
gegen den Terror“ befinden, werden wir dazu nei-
gen, mehr Freiheitsrechte zugunsten von ver-
meintlicher Sicherheit aufzugeben. 

Die Antwort Europas auf die Terroranschläge von 
Paris hat das Potential, Europa nachhaltig zum 
Schlechteren zu verändern. Im Rückblick auf den 
11. September stellte Chris Patten treffend fest: 
„[…] it was not 9/11 that changed the world so 
much as the response to 9/11.”

Martin Renner war lange Jahre in der JEF Tübingen 
und JEF Baden-Württemberg aktiv. Von 2012 bis 
2014 war er als stellv. Bundesvorsitzender verant-
wortlich für die Programmatik der JEF Deutsch-
land.

renner_martin@gmx.net
/martin.renner.374
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NEUAUFLAGE EINES ALTEN KONZEPTES: 
DIE UNIONSBÜRGERSCHAFT

Von der historischen Betrachtung des Bürgers 
als rechtsfähiger Einwohner einer Stadt bis hin 
zur Verbindung von Staatsbürgerschaft mit der 
Nationalität in einem modernen Staat weist das 
Prinzip der Bürgerschaft einen politischen Cha-

rakter auf. Ein Bürger verfügt über eine Vielzahl po-
litischer Rechte und so ist die Implementierung der 
Staatsbürgerschaft ein Prozess der Konsolidie-
rung des Nationalstaates und der repräsentativen 
Demokratie.

In dem Moment, in dem man versucht, die europä-
ische Unionsbürgerschaft zu beschreiben, stößt 
man auf zwei Probleme, die nur schwer zu lösen 
sind: Erstens sind Bürger und Bürgerschaft unste-
tige Begriffe, da die Rechte, die mit ihnen verbun-
den sind, über Zeit und Raum veränderbar sind, die 
politischen wie bürgerlichen. Selbstverständlich 
unterliegen sie einer ständigen Weiterentwick-
lung, so dass zu keinem Zeitpunkt eine abschlie-
ßende und endgültige Form zu erwarten ist. Der 
Europäische Lehrerverband (Association Europé-
enne des Enseignants / European Association of 
Teachers - SAFE) hat auf seiner Webseite (www.
aede.eu) Staatsbürgerschaft als soziale Verbin-
dung definiert: Ein Zusammenleben unter dersel-
ben Autorität. Staatsbürgerschaft oder Citizenship 
drückt ein Gefühl der Zugehörigkeit zu einer Grup-
pe aus. Ein Gefühl, das sich im Alter von 15 bis 25 
Jahren herausbildet.

Das zweite Problem ist die Frage, was Europa ei-
gentlich ist. Der Traum von einem vereinten Europa 
nach den zahlreichen Konflikten, die den alten 
Kontinent verwüstet haben, hat sowohl Befürwor-
ter als auch Kritiker, und beide Gruppen verfolgen 
in ihrer Argumentation sehr unterschiedliche 
Wege. Von den Verteidigern des freien Marktes, der 
im Europäischen Recht verankert ist, und die den 
ökonomischen Nutzen Europas in den Vordergrund 

stellen, bis zu denjenigen, die vor allem die sozia-
len Rechte betonen und dementsprechend die Ein-
richtung eines europäischen Sozialstaates for-
dern. Aufgrund der vielzähligen Ideologien, Sicht-
weisen und Arten, mit der Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft der Europäischen Union 
umzugehen, ist es extrem schwierig, über ein Eur-
opa zu sprechen. Dennoch kann ich mit großer Si-
cherheit sagen, dass derzeit die Gruppe der euro-
päischen Föderalisten wächst. Und jeden Tag wird 
es unwahrscheinlicher, dass die kleinen Länder, 
die gemeinsam die Europäische Union bilden, sich 
lediglich mit ihren eigenen Ressourcen und im 
Wettbewerb mit ihren Nachbarn, mit denen sie 
eine Kultur und eine Geschichte teilen, in der Welt 
behaupten können. Schaut man sich die Bücher, 
Berichte, Verträge usw. über die Unionsbürger-
schaft an, so findet man den wiederkehrenden 
Hinweis auf den Vertrag von Lissabon, Artikel 8, auf 
die Präambel der Europäischen Charta der Grund-
rechte und auf den Artikel 17 zur Unionsbürger-
schaft im Maastrichter Vertrag von 1992 (heute 
Art. 20 im Vertrag über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union): „Es wird eine Unionsbürgerschaft 
eingeführt. Unionsbürger ist, wer die Staatsange-
hörigkeit eines Mitgliedstaats besitzt. Die Unions-
bürgerschaft tritt zur nationalen Staatsbürger-
schaft hinzu, ersetzt sie aber nicht.“

Der Aufbau der Europäischen Union kann nicht 
ohne den Anspruch auf Konsolidierung stattfin-
den, zumindest nicht, was das Konzept der Uni-
onsbürgerschaft anbelangt. Aber man muss dabei 
von einer Identität ausgehen, die undefinierbar er-
scheint und sich aus zahlreichen Nationalitäten 
zusammensetzt - nicht nur von souveränen Staa-
ten, sondern auch die unterschiedlichen kulturel-
len Identitäten wie im Falle Spaniens oder Belgi-
ens, und sich Beispiele von Staaten vor Augen füh-
ren, denen dieses Vorhaben bereits innerhalb der 
nationalen Identität ihrer Bürger gelungen ist. Por-
tugal sei hierbei als ein Beispiel genannt. Europa 
hat seine Idee der Unionsbürgerschaft aus der 
ökonomischen Perspektive heraus entwickelt, mit 
dem Nebeneffekt der Vermeidung von Kriegen und 
Konflikten, bis hin zur Förderung der sozialen Inte-
gration, wie es sich Jean Monnet (1888-1979) 
einst erhofft hatte. Die Debatte über die Unions-
bürgerschaft geht zurück bis 1976, als der Bericht 

  »WWW.BIT.LY/1QQT8WM

DIESER ARTIKEL IST EINE ÜBERSETZUNG UND ERSCHIEN 
URSPRÜNGLICH AM 29. OKTOBER 2015 IN SPANISCHER 
ORIGINALFASSUNG IM  ’EL NUEVO FEDERALISTA‘
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Wann wird es endlich einheitliche EU-Pässe geben

Leo Tindemans zur Weiterentwicklung der Gemein-
schaft zur Politischen Union veröffentlicht wurde, 
gestützt durch den 1985 erschienen Bericht Pie-
tro Adonninos „Europa für Bürgerinnen und Bür-
ger“. Die zentrale Idee hinter beiden Berichten war, 
dass es galt, der offensichtlichen Distanzierung 
zwischen den Menschen und Europa zu begegnen, 
und dass das Konzept Europas und die Form seiner 
Legitimation, einschließlich der Unionsbürger-
schaft und der fünfjährigen Wahl des Europä-
ischen Parlamentes, neu zu konstruieren seien.

Was wir uns klar machen müssen, ist, dass im Hin-
blick auf die Entwicklung einer Unionsbürgerschaft 
und eines gemeinsamen Raumes, weniger im 
Sinne eines geographischen, sondern vielmehr als 
kultureller und historischer Raum, nicht nur die 
Gleichheit der Rechte die Menschen zu Bürgern 
macht, sondern dass es zwingend notwendig ist, 
dass sie die Gemeinschaft als eine Repräsentation 
der Gemeinschaft sehen, mit der sie sich identifi-
zieren, weil es etwas gibt, dass sie von anderen un-

terscheidet und dass es andere gibt, die nicht die-
ser Gemeinschaft angehören. Mitgliedschaft und 
Unionsbürgerschaft können also nicht ohne Ab-
grenzung verstanden werden. Citizenship als sol-
ches verlangt die Einhaltung der Verpflichtungen 
und das Engagement für die Gemeinschaft, die 
Teilnahme an der Lösung gemeinsamer Probleme 
– die im Zusammenhang eines politischen Raumes 
aufgrund seiner Größe oder internen Heterogenität 
praktisch unmöglich erscheint – sowie die Schaf-
fung eines gemeinsamen Identitätsverständ-
nisses.
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Sprache ist das zentrale Element menschlichen Zusammenlebens. Doch die EU befindet sich in Sa-
chen Sprachenpolitik in einer Zwickmühle: Eine gemeinsame Verkehrssprache fördern oder Spra-
chenvielfalt erhalten?

Einst sprachen alle Menschen dieselbe Sprache. 
Doch dann wurden sie zu übermütig und wollten ei-
nen Turm bauen, der an Gott heranreichen sollte. 
So verwirrte Gott ihre Köpfe, sodass sie einander 
nicht mehr verstanden. So erklärt sich das Alte Te-
stament in der Geschichte des Turmbaus zu Babel 
die Existenz unterschiedlicher Sprachen – ein The-
ma, das uns als Europäer zentral angeht, existiert 
doch eben jene Sprachenvielfalt auf unserem Kon-
tinent. Doch wie sollte die EU sich sprachenpoli-
tisch verhalten? Förderung einer einheitliche Lin-
gua Franca oder der Sprachendiversität? 
Die Europäische Union erkennt im Moment 24 
Sprachen als ihre Amtssprachen an. Dazu zählen 
alle offiziellen nationalen Sprachen - mit Ausnah-
me des Luxemburgischen, da die dortige Regie-
rung auf diesen Status verzichtete – nicht aber 
Minderheitensprachen wie zum Beispiel das Bas-
kische. Diese Vielzahl führt zu einem nicht uner-
heblichen bürokratischen Aufwand, da alle offizi-
ellen Dokumente zur Veröffentlichung in alle Amts-
sprachen übersetzt werden müssen. Die intern 
verwendeten Arbeitssprachen sind Englisch, Fran-
zösisch und Deutsch. 

Sprachenpolitik gehört in den Bereich der Bil-
dungspolitik, eine Kompetenz, die eigentlich den 
Mitgliedsstaaten zusteht. Dennoch übt die EU über 
die Klausel des Artikels 165 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der EU (AEUV) unterstützenden Ein-
fluss aus. So hat sie beispielsweise das sogenann-
te Barcelona-Prinzip aufgestellt, demgemäß jeder 
EU-Bürger mindestens zwei Fremdsprachen be-
herrschen sollte. Die aktuelle Politik zielt also auf 
die Förderung verschiedener Sprachen ab. 

DAS IDEAL DER BARRIEREFREIEN 
KOMMUNIKATION

Die Argumente für eine gemeinsame Lingua Fran-
ca, die aufgrund der weitesten Verbreitung die eng-
lische Sprache sein dürfte, liegen offensichtlich 
auf der Hand: Die entstehenden Kommunikations- 
und Verständigungsgewinne durch die Tatsache, 
dass fast alle Europäer eine Sprache sprechen. Die 
Idee der barrierefreien Kommunikation hat en-
ormen Charme in einem Europa, in dem Grenzen 
abgebaut werden sollen. Warum also nicht auch 
die Sprachgrenzen? Man stelle sich vor, jeder EU-
Bürger spreche Englisch, es würden keine Kommu-
nikationshürden zwischen verschiedenen Mutter-
sprachlern bestehen. 
Der Soziologe Jürgen Gerhards träumt dadurch gar 
von der Entstehung einer europäischen Öffentlich-
keit und der „Demokratisierung von unten“, da die 
unzureichende Information über europäische Poli-
tik vor allem mit der Sprachbarriere zusammen-
hänge. Eine traumhafte Vorstellung, Diskussion 
beendet. Oder?
Nun, ganz so einfach dürfen wir es uns nicht ma-
chen. Das Motto der EU lautet nicht umsonst „In 
Vielfalt geeint“. Darauf basierend schreibt Artikel 
22 der Grundrechtecharta der Europäischen Union 
die „Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen“ 
fest, was zum Beispiel real dazu führt, dass jeder 
EU-Bürger sich in jeder Amtssprache an die Institu-
tionen wenden kann, genauso wie jeder Abgeord-
nete des Europaparlaments in „seiner“ Sprache 
sprechen darf. Basis dessen ist das Prinzip, dass 
alle Amtssprachen den gleichen Wert besitzen. 
Eine zu starke Konzentration auf das Englische 
könnte den kulturellen Gewinn der verschiedenen 
Sprachen  zurückdrängen. So warnt beispielswei-
se der Sprachwissenschaftler Jürgen Trabant vor 
der „Uniformierung der Sprache“. Er kritisiert, die 
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Konzentration auf Englisch sei keineswegs paneu-
ropäisch, sondern im Wesentlichen ökonomisch 
motiviert, da die englische Sprache auch kulturell 
nicht als „europäisch“, sondern global betrachtet 
eher als „amerikanisch“ wahrgenommen wird.

SPRACHE ALS IDENTITÄTSFAKTOR

Man hat an dieser Stelle den Drang, beiden Argu-
mentationslinien zuzustimmen. Um einer begrün-
deten Position näher zu kommen, muss man sich 
fragen: Was ist überhaupt die Bedeutung von Spra-
che? Die Verfechter der globalen Verkehrssprache 
vertreten dabei die Position, es gebe eine univer-
selle Sprache des Denkens, und die gesprochene 
Sprache sei lediglich die oberflächliche Ausprä-
gung davon. Kultur könne so theoretisch sogar mit 
nur einer gemeinsamen Sprache erhalten bleiben. 
Doch wenn man Kultur so versteht, dass sie sich in 
Dingen wie Literatur, Liedern und Geschichten ma-
nifestiert, scheint diese Position kontrafaktisch, 
da diese Dinge selbstverständlich ganz eng mit 
Sprache verbunden sind. Wie könnte sich die so 
verstandene Kultur verbreiten, wenn die Sprache 
marginalisiert wird? Sprache nicht als Faktor der 
kulturellen Identität anzusehen ist nicht logisch. In 
Sprache spiegeln sich Kulturen wieder, sie ist ein 
Faktor unserer individuellen und kollektiven Iden-
tität. Europas kulturelle Vielfalt kann nur durch den 
Erhalt und die Förderung aller Sprachen Widerhall 
finden.  

PLÄDOYER FÜR DIE PLURALITÄT VON SPRACHE 

Ja, die Argumente der Verfechter einer gemein-
samen Verkehrssprache sind nicht von der Hand 
zu weisen. Und selbstverständlich bleibt Englisch-
kompetenz wichtig, in unserem Alltag omniprä-
sent. Die Sprachenpolitik der Europäischen Union 
aber sollte weiterhin die Fremdsprachenkompe-
tenz in allen europäischen Sprachen im Blick ha-
ben, und sich nicht auf das Englische versteifen. 
Eine solche Vereinheitlichung mit dem Holzham-
mer würde auch nicht funktionieren. 

Eine tiefergreifende europäische Integration ist im 
Hinblick auf die globalen Herausforderungen, de-
nen sich Europa und die Welt gegenübersieht, eine 
logische Konsequenz. Die Versuchung ist deshalb 
groß, auch die Sprachenpolitik weiter zu integrie-
ren und zu vereinheitlichen. Dabei darf man jedoch 
nicht den Fehler machen zu denken, man würde 
Europa stärken, indem man kulturelle Eigenheiten 
einebnet. Das ist nicht wünschenswert und würde 
auch die Akzeptanz der europäischen Integration 
weiter untergraben. Denn unterschiedliche Spra-
chen sind nun einmal deutlich mehr als eine bi-
blische Verwirrung der Köpfe.
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Der ikonenhafte Sturm von 300 
europäischen Studenten auf die 
deutsch-französische Grenze am 
6. August 1950 war ein Ereignis, 
das in die Geschichte einging und 
die faszinierenden Anfangsjahre 
der föderalistischen (Jugend-)
Bewegung in Deutschland be-
schreibt.
Matthias W. M. Heister dokumen-
tiert als Teilnehmer dieser Aktion 
und der nachfolgenden Demons-
tration von 5.000 jungen Europä-
ern am 24. November 1950 vor 
dem Straßburger Europahaus, zu 
dem mehr als 600 junge Men-
schen ostentativ ohne Pass und 
Visum über die Grenze gekommen waren, das Geschehen, seine Hin-
tergründe und sein Echo bis heute. Ergänzt wird die Schilderung durch 
zahlreiche Fotos und Originaldokumente aus Privatbesitz.
In einem zweiten Teil werden die Zusammenhänge mit der Entwick-
lung Europas aufgezeigt und daraus Schlussfolgerungen für die Zu-
kunft gezogen. 

„Es ist erstaunlich zu lesen, wie früh die europäische Bewegung 
begonnen hat. Ich wünsche mir, dass dieses, nicht nur zeitgeschicht-

lich bedeutsame Werk, viel Aufmerksamkeit erregt.“
(Martin Schulz, Präsident des Europäischen Parlamentes)

Das von namhaften Persönlichkeiten empfohlene und gut lesbare Werk 
ist zugleich ein Aufruf, das Europa er nationalen Regierungen zum föde-
ral gestalteten Europa entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip konse-
quent weiterzuentwickeln. 
Der Verfasser hat einen Teil der Auflage dem JEF Deutschland e.V. ge-
spendet. Die Verkaufserlöse gehen zu 100% an die JEF Deutschland und 
unterstützen die gemeinnützige Jugendverbandsarbeit! 

Bei Interesse bitte QR-Code scannen und die vorgefertigte E-Mail an 
das Bundessekretariat schicken oder manuell eine E-Mail schreiben: 

i n f o@j e f. d e



WIR  UND  DIE  ANDEREN   –
EUROPA  IN  DER  IDENTITÄTSKRISE

Auch wenn der Front National aus den vergange-
nen französischen Regionalwahlen vom 13. De-
zember 2015 nicht als Sieger hervorging und eine 
sogenannte „Front Républicain“, als eine Allianz 
von proeuropäischen Parteien, den Sieg der 
Rechtspopulisten im zweiten Wahlgang in allen Re-
gionen verhindern konnte, sind die Entwicklungen 
in der Grande Nation äußerst Besorgnis erregend 
und zeugen von einer tiefen Krise der franzö-
sischen Politik. 

Wirft man einen Blick auf die Europakarte, wird 
man jedoch feststellen, dass es sich hierbei nicht 
um ein rein französisches Phänomen handelt, son-
dern in fast allen EU-Staaten europafeindliche po-
pulistische Bewegungen und Parteien im Auftrieb 
sind. Nach der Finanz- und Wirtschaftskrise, der 
Eurokrise und der aktuellen Flüchtlingskrise droht 
Europa nun eine existenzielle politische Krise, so-
fern diese nicht längst schon eingetreten ist.

Wahlforscher sind zu der Erkenntnis gelangt, dass 
die Populisten besonders auch junge Wählerschaf-
ten ansprechen. So stimmten bei den franzö-
sischen „Régionales“ im Dezember 35% der 18- bis 
24-Jährigen für den Front National. Auch wenn es 
für die Hinwendung junger Menschen zu rechten 
Parteien vielerlei Gründe gibt, hat der grüne Euro-
paabgeordnete Jan-Philipp Albrecht in seiner Stu-
die zu Europas Rechtsparteien einen zentralen 
Punkt ausgemacht: die Identität. „Sie [die Rechts-
parteien] haben das Thema Identität groß ge-
macht. Und junge Leute suchen immer nach Identi-
tät“, schreibt Albrecht zur Strategie der Populisten 
sich eine junge Wählerbasis aufzubauen. 
Ein effizientes und bewährtes Verfahren der Iden-
titätsfindung ist die Identitätsstiftung durch Ab-
grenzung. Es gibt eine Vielzahl von Bezugspunk-
ten, die zur Abgrenzung gegenüber Anderen und 

damit zur Exklusion dieser Anderen herangezogen 
werden können. Auf diese fünf Punkte wird einge-
gangen: 

	 1.	 Eine mehr oder weniger klar definierte 		
		  Fläche als Territorium bestimmt deren 		
		  Bewohner zu Angehörigen einer Gruppe.
	 2. 	 Die gemeinsame Geschichte als 
	      	 verbindendes Element. 
	 3.	 Eine gemeinsame Sprache. 
	 4. 	 Werte, die innerhalb der Gruppe geteilt 
	      	 werden.
	 5. 	 Symbole, mit denen sich die Mitglieder 		
		  einer Gruppe identifizieren und die oft 		
		  emotional aufgeladen oder sogar 
		  mystifiziert sind.

Im 19. Jahrhundert vollzog sich in Europa der soge-
nannte „Frühling der Völker“, wohinter sich nichts 
anderes verbirgt, als die Herausbildung des mo-
dernen Nationalstaats. Die anfangs romantisch 
verklärten Nationen führten Europa allerdings 
schon bald in die Abgründe zweier Weltkriege und 
unvorstellbarer Gräueltaten. Der Europäische Inte-
grationsprozess ist mitunter als Reaktion auf die-
se historische Entwicklung zu betrachten. Wäh-
rend sich das Projekt Europa zunehmend suprana-
tional entwickelte und die Globalisierung die alten 
(Handels-)Grenzen aufzuheben schien, gab es kei-
nen nennenswerten Prozess der Identitätsfin-
dung auf europäischer Ebene. Schaut man sich die 
Bezugspunkte an, kann man feststellen, dass die 
Bewegung weg vom Nationalstaat alle zusammen 
ins Wanken gebracht hat. Mit den innereuropä-
ischen Grenzen löste sich auch die klar demar-
kierte Territorialität der Nation auf. Der Horizont 
sollte nun ein europäischer oder gar globaler wer-
den, was eine Distanzierung von einer rein natio-
nalen Geschichtsschreibung nach sich zieht. 
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Sprachliche Vielfalt und Mehrsprachigkeit halten 
Einzug und es wird von gemeinsamen europä-
ischen Werten gesprochen. Die Symbole schließ-
lich bestehen fort, wenn sich auch neue, europä-
ische dazugesellen. 
Zur Identifikation mit etwas wie der EU bedarf es ei-
ner „Europäischen Identität“. Das Fehlen einer sol-
chen Identität lässt sich dann auch als Grund für 
den Erfolg der Populisten ausmachen. Im Gegen-
satz zur schleierhaften „Europäischen Identität“ 
vermögen die Rechtsparteien eine vermeintlich 
konkrete Identität anzubieten. Dass es sich dabei 
um die Reproduktion der alten nationalen Identität 
handelt und deren katastrophalen Folgen im 20. 
Jahrhundert keinesfalls die so oft beschworene 
Bewährtheit bezeugen, scheint nicht relevant zu 
sein.

Der Front National dient als anschauliches Beispiel 
für Identitätsbildung: Die Französische Republik 
als Territorium, die in der nationalistischen Rheto-
rik oft beschworene tausendjährige Geschichte 
Frankreichs, Französisch, die Devise „Liberté, Éga-
lité, Fraternité“ als Wertbasis und Trikolore sowie 
die Marseillaise als Symbole. Der Front National 
wirft seinen Gegnern vor, genau diese Bezugs-
punkte zu verwässern und dabei zu einer Auflö-
sung des geliebten Vaterlandes zu führen. Erneut 
muss die Nation gegen die Anderen geschützt wer-
den: ausländische Arbeiter und Unternehmen, die 

Flüchtlinge und die Terroristen. Dieses simple 
„Identitätsangebot“ eignet sich angesichts einer 
fehlenden überzeugenden europäischen Alternati-
ve nur allzu gut für Menschen, die in schwierigen 
Zeiten auf Identitätssuche sind. 

Sei es nun die Solidarität mit einem Land wie Grie-
chenland oder die Begegnung mit einer fremden 
Kultur wie die der Flüchtlinge, ohne eine eigene, eu-
ropäische Identität werden Vorbehalte und Ängste 
das Handeln bestimmen.
Dass es sich bei der Konstruktion einer „Europä-
ischen Identität“ keinesfalls um eine einfache Auf-
gabe handelt ist ebenso klar, wie dass dabei nicht 
dieselben Fehler wie bei der Konstruktion nationa-
ler Identitäten begangen werde dürfen. Abgren-
zung und Exklusion sollten nicht tonangebend 
sein. Die europäischen Werte als Bezugspunkt da-
gegen schon: Achtung der Menschenwürde, Frei-
heit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit 
und Wahrung der Menschenrechte laut Lissabon-
ner Vertrag, nehmen für sich in Anspruch univer-
sell zu sein. Eine wahre „Europäische Identität“ 
müsste diese Werte integrieren und dabei inklusiv 
statt exklusiv vorgehen. Dass dies eine Jahrhun-
dertaufgabe ist, sollte uns nicht entmutigen dafür 
einzustehen.
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EHEMALIGE CHEFREDAKTEURE:   UNITED FOR A EUROPEAN DEMOS!
DAS PRINT-MAGAZIN TREFFPUNKT.EUROPA WIRD EINGESTELLT, DABEI HAT ES EINE LANGE TRADITION, AUF DIE ZU-
RÜCKGEBLICKT WERDEN KANN UND AN DIESER STELLE AUCH SOLL. UNERMÜDLICH HABEN REDAKTEURE NACH 
GUTEN GESCHICHTEN GESUCHT, FÜR DIE FÖDERALISTISCHE SACHE GEKÄMPFT UND AN EINER EUROPÄISCHEN 	

2013 schimpften alle auf die Journalisten, weil sie 
zu wenig über die Europäische Union berichten 

würden. So war das 
damals vor dem Hö-
hepunkt der Euro-
krise. Gegen diesen 
pro-europäischen 
Mainstream stellte 
sich Manuel Müller 
in seinem Artikel 
„Ändert nicht die 
Medien, ändert die 
EU!“. Manuel bloggt 
auf foederalist.
blogspot.de und 
hat sich in den letz-
ten Jahren zum in-
offiziellen Leitpro-
grammatiker der 
JEF auf Bundesebe-
ne entwickelt.

Sein Markenzei-
chen: Gute Analy-
sen und noch bes-
sere Erklärungen. 
Im Artikel führt er 
aus, dass die unzu-
reichende EU-Be-

richterstattung im politischen Aufbau der Union 
begründet liegt. Es mangele an Protagonisten, es 
mangele an klaren Konflikten und es mangele an 
transparenter Verantwortlichkeit. Abschließend 
äußerte er die Hoffnung, dass die Europawahl 
2014 ein bisschen Abhilfe schaffen könnte. Er 
sollte recht behalten.

Vincent Venus

Aktueller Bundessekretär der JEF Deutschland
Chefredakteur des Online-Magazins treffpunkteuropa.de von 
2010-2013
Chefredakteur des Print-Magazins treffpunkt.europa von 2013-2014

Diese Ausgabe 02.2013 zum Thema „Europa un-
verstanden: Was falsch läuft mit der Europakom-
munikation“ ist meine Lieblingsausgabe. Sie war 
notwendig, die Europaretter-Kampagne 2014 vor-
zubereiten, weil sie alle Mitglieder mit Grundinfor-
mationen zu Campaigning versorgte. 
Es wird für unser Online-Magazin schwer werden, 
so tief in den Verband zu wirken. Dennoch bin ich 
für die Abschaffung des gedruckten Hefts. Zu groß 
war der finanzielle Verlust, zu viel Aufwand kostete 
der Druck und zu viele Mitglieder haben das Heft 
wegen falscher Adressen nicht bekommen. Ich 
freue mich sehr, dass die Online-Redaktionen seit 
2013 solch eine hervorragende Arbeit machen: Ju-
lius Leichsenring, Franziska Pudelko und jetzt 
Marcel Wollscheid haben mit ihren Ko-Redak-
teuren ein derart starkes Fundament gebaut, dass 
die Umstellung keinerlei Risiko darstellt. Archi-
tekten des Erfolgs sind auch Thomas Wittmann 
und Marian Schreier, mit denen ich 2012 eine Stra-
tegie zur Stärkung des Online-Magazins entwi-
ckelte – danke Jungs!

Zum Abschluss eine Bitte an alle, die das lesen und 
noch nie unser Online-Magazin besucht haben: Öff-
net Euren Browser und tippt www.treffpunkteuro-
pa.de ein. Ihr werdet staunen, wie gut europä-
ischer Journalismus sein kann!

 » HTTP://WWW.PRESSEUROP.EU/DE

VOLLSTÄNDIG ÜBERSETZTE PRESSEARTIKEL AUS 
VIELEN EU-LÄNDERN LIEFERT PRESSEUROP

 » HTTP://BIT.LY/YR9HKq

FÜR „KRISENMACHER“ HÄLT HINGEGEN PETRA 
SORGE DIE MEDIEN.

 » HTTP://WWW.EUROTOPICS.NET/DE

EINE TÄGLICHE PRESSESCHAU STELLT EUROTO-
PICS ZUSAMMEN

 » HTTP://WWW.EURONEWS.DE

MEHRSPRACHIGER FERNSEHSENDER MIT 
NACHRICHTEN AUS EINER EUROPÄISCHEN 
PERSPEKTIVE
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in der Kommission vertreten. Wer soll unter sol-
chen Umständen glaubhaft eine europäische Op-
position verkörpern?

Klare Konfliktlinien werden auch dadurch verhin-
dert, dass das Europäische Parlament bei der Ge-
setzgebung auf die Zustimmung des Minister-
rates angewiesen ist. Selbst wenn es in Straß-
burg eine klare Opposition gäbe, könnte sie 
deshalb kaum versprechen, nach einem Sieg bei 
den nächsten Europawahlen ein völlig neues poli-
tisches Programm durchzusetzen. Denn zuletzt 
müsste sie sich doch immer mit den nationalen 
Regierungen im Rat arrangieren.

Wenn Journalisten mehr über die supranatio-
nalen Institutionen der Europäischen Union be-
richten sollen, so sollte man also nicht in erster 
Linie die Medien ändern wollen. Vielmehr müssen 
die Institutionen selbst für die Medien interes-
santer werden. Ein erster Schritt dürften die Spit-
zenkandidaten für das Amt des Kommissionsprä-
sidenten sein, mit denen die europäischen Par-
teien bei der Europawahl 2014 antreten werden. 
Um einen echten Gegensatz zwischen Regierung 
und Opposition zu erreichen, braucht es aber 
mehr: etwa transnationale Wahllisten, eine Wahl 
der Kommission allein durch das Parlament oder 
die Einführung exklusiver Gesetzgebungsbe-
reiche, in denen das Parlament auch ohne Einmi-
schung des Ministerrats tätig werden kann.

Natürlich ist es einfacher, über die Medien zu 
schimpfen, als das politische System der EU zu 
reformieren. Dadurch werden sich die Regeln der 
Nachrichtenauswahl aber nicht ändern. Wirk-
samer wäre es, die parteipolitische Auseinander-
setzung auf europäischer Ebene so spannend zu 
gestalten, dass die Medien selbst ein Interesse 
daran haben, darüber zu berichten.

schwerpunkt

ten von Informationen durch das Internet so nied-
rig geworden, dass auch kleine, auf Europathe-
men spezialisierte Nachrichtenportale wie 
EurActiv und EUobserver inzwischen überlebens-
fähig sind. Doch wenn es darum geht, ein Massen-
publikum zu erreichen, genügt es eben nicht, 
über die „objektiv wichtigen“ Themen zu berich-
ten. Für eine große Auflage braucht es vielmehr 
Dramatisierung und Personalisierung, klare Kon-
fliktlinien, spektakuläre Abstimmungen und den 
ein oder anderen machtpolitischen Showdown.

Diese Dramatik zu erzeugen ist zum Teil journalis-
tisches Handwerk. Nicht weniger wichtig sind die 
Ereignisse, die das politische System mit seinen 
Verfahren generiert. Damit ein Reporter einen 
schwierigen Sachverhalt auf eine verständliche 
Nachricht herunterbrechen kann, müssen Politi-
ker ihm bestimmte Deutungsmuster anbieten. 
Auf einzelstaatlicher Ebene ist das vor allem die 
Konkurrenz zwischen den Parteien sowie zwi-
schen Regierung und Opposition im Parlament. 
Indem sie den Interpretationsrahmen für fast alle 
Bereiche der öffentlichen Debatte setzen, redu-
zieren sie die enorme Komplexität der politischen 
Themen auf einfache, für die Medien leicht zu ver-
mittelnde Gegensätze.

In der EU hingegen wird die Auseinandersetzung 
zwischen den Parteien durch eine Reihe von Fak-
toren gehemmt, die allesamt im politischen Sys-
tem angelegt sind. Einer von ihnen ist die starke 
Zersplitterung des Europäischen Parlaments, 
das aus sieben Fraktionen und 28 fraktionslosen 
Abgeordneten besteht. Dies führt zu viel flüch-
tigeren Mehrheiten als auf nationaler Ebene: An-
stelle eines festen Gegensatzes zwischen Regie-
rung und Opposition gibt es wechselnde Alli-
anzen, die sich vor jeder Abstimmung neu 
zusammenfinden. Ein zweiter Faktor ist die Zu-
sammensetzung der Europäischen Kommission. 
Auf nationaler Ebene gehören Regierungsmit-
glieder in der Regel der Mehrheitsfraktion an, von 
der sie gewählt werden. In der EU hingegen 
schlägt jeder Mitgliedstaat einen Kommissar vor, 
was regelmäßig zu einer bunten parteipolitischen 
Mischung führt. Derzeit sind Mitglieder der drei 
größten europäischen Parteien (EVP, SPE, ALDE) 

Manuel Müller ist Mitglied des Graduiertenkollegs 
Verfassung jenseits des Staates an der Juristi-
schen Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin 
und bloggt auf foederalist.blogspot.de.  
kontakt: foederalist@gmx.de

Mein persönlicher Lieblingsartikel: „Ändert nicht die 
Medien, ändert die EU!“ von Manuel Müller  
(Heft 02.2013, S.6f.)
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EHEMALIGE CHEFREDAKTEURE:   UNITED FOR A EUROPEAN DEMOS!
MEDIENÖFFENTLICHKEIT VERSUCHT MITZUARBEITEN. ZWEI CHEFREDAKTEURE LASSEN IHRE ERFAHRUNGEN 
STELLVERTRETEND FÜR DIE VIELEN BETEILIGTEN REDAKTEURE REVUE PASSIEREN UND HABEN EIN SCHMANKERL 
AUS IHRER JEWEILIGEN ZEIT ALS HAUPTVERANTWORTLICHE AUSGEGRABEN UND FÜR UNS KOMMENTIERT.

Welche Rolle spielt die Türkei für Europa, für unsere 
Identität als Europäerinnen und Europäer, darf die 
Türkei überhaupt oder muss sie sogar Teil der Euro-
päischen Union sein?

Diese Fragen sind heute so aktuell wie 2004, als 
wir die Diskussion zum Türkeibeitritt emotional 
und kontrovers in der EU und natürlich auch in der 
JEF mit harten Kampfabstimmungen geführt ha-
ben. Diese Kontroverse wollte ich damals abbilden 
und habe zwei Politiker gebeten ihre Position für 
und gegen einen Beitritt darzulegen. Geschrieben 
haben Cem Özdemir (zu dieser Zeit MdEP) und Karl 
Theodor zu Guttenberg (damals junger, aufstre-
bender MdB). Zehn Jahre später sind nicht nur die 
Karrieren der beiden Politiker sehr unterschiedlich, 
aber gleichermaßen unerwartet verlaufen. Auch 
die Türkei ist nicht mehr das Land wie vor zehn Jah-
ren. Nach den massiven Polizeiübergriffen auf die 
Proteste im Gezi-Park, Erdogans autoritärem Vor-
gehen gegen Journalisten oder das schreckliche 
Attentat auf Oppositionelle in Ankara ist klar: Die 
Türkei erfüllt aktuell nicht die Kopenhagener Krite-
rien. Und doch braucht Europa das Land am Bospo-
rus so sehr wie noch nie zuvor. 

Deutsche Tornados landen auf der NATO-Basis in 
der Türkei, die EU hat einen milliardenschweren, 
umstrittenen Pakt um die Flüchtlingspolitik mit 
dem Land abgeschlossen. Die Türkei ist das letzte 
Land zwischen dem Flächenbrand im Nahen Osten 
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Die andere Seite

Karl Theodor Freiherr zuGuttenberg,MdB
CSU
kt@zuguttenberg.de
http:/ /www.zuguttenberg.de/

Privilegierte Partnerschaft für die Türkei

Bundeskanzler Schröder verweist allenthalben darauf, dass mit der
Türkei - bei einem entsprechendem Votum der Staats- und Regie-
rungschefs - mit dem Ziel einer Vollmitgliedschaft verhandelt wer-
den wird. Der Bericht der Kommission vom 6. Oktober betont aller-
dings, dass mögliche Beitrittsverhandlungen ergebnisoffen zu füh-
ren sind. Paradoxon oder politische Taktik? Möglicherweise bei-
des.

Die Bundesregierung verengt mithin die politischen Optionen für
beide Seiten – mit möglicherweise bemerkenswerten Folgen. Wenn
die Kommission selbst für ergebnisoffene Verhandlungen plädiert,
darf diese Offenheit nicht lediglich das Scheitern der Verhandlun-
gen oder die Vollmitgliedschaft enthalten, sondern ein ergebnis-

offenes Verhandlungsmandat muß auch alternative Lösungen und Anbindungsformen für
die Türkei gewährleisten. Und sei es, um sicherzustellen, daß die Türkei letztlich nicht
zurückgestoßen wird.

Die Liste der möglichen Sonderregeln im Bericht der Kommission vom 6. Oktober, etwa im
Bereich Freizügigkeit, stellt Ankara aber eine Mitgliedschaft zweiter Klasse nach mögli-
cherweise langen Verhandlungsjahren in Aussicht. Das Konzept einer privilegierten Part-
nerschaft erscheint im Hinblick auf eine denkbare unterprivilegierte Mitgliedschaft damit
nicht nur als notwendige, sondern auch bessere und ehrlichere Alternative für beide Sei-
ten.

Wie kann eine Privilegierte Partnerschaft gestaltet werden?

Zunächst ist die institutionelle Zusammenarbeit zwischen der EU und der Türkei zu ver-
bessern. Für die laufende Verwaltung im Hinblick auf die Aufnahme und die Überwachung
der Umsetzung gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften der privilegierten Partnerschaft kann
ein „gemeinsamer Ausschuss EU/Türkei“ verantwortlich sein, der sich aus Vertretern der
Kommission und der EU-Mitgliedsstaaten sowie dem Botschafter der Türkei zusammen-
setzt. Die Etablierung eines „Rates EU/Türkei“, der sich aus den Außenministern zusam-
mensetzt, würde der Festlegung allgemeiner Leitlinien und politischer Impulse dienen.

In zahlreichen Politikfeldern ist neben einer Intensivierung der Kooperation die Lockerung
von Beschränkungen in Betracht zu ziehen, etwa bei der bereits bestehenden Zollunion
oder in Teilaspekten der vier Grundfreiheiten. Darüber hinaus erscheint in zahlreichen
Politikfeldern eine weitergehende Übernahme des EU-Besitzstandes unproblematisch.

Schließlich sollte der Türkei auf dem Feld der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungs-
politik die glaubwürdige Perspektive einer gleichberechtigten Mitgliedschaft in den euro-
päischen Strukturen geboten werden. Im Rahmen des zu schaffenden Rates EU/Türkei
könnte die Etablierung eines regelmäßigen sicherheitspolitischen Dialoges auch auf Mini-
sterebene stehen. Vor einer umfassenden Einbindung wäre eine „Assoziierung“ mit Kon-
sultationen vor jedem Treffen der Außenminister und des Politischen und Sicherheits-
politischen Komitees verstellbar. Insgesamt sollte Ankara eine Übernahme der Instrumen-
te der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der EU (Gasp) sowie eine Abstimmung
vor Gremiensitzungen internationaler Organisationen (zum Beispiel OSZE, UNO) angebo-
ten werden.

Um ergebnisoffenen Verhandlungen in ihrem eigentlichen Wortsinne den Weg zu berei-
ten, sollte der Europäische Rat der Kommission den Auftrag erteilen, Möglichkeiten und
Optionen zu präsentieren, wie ein solches besonderes Verhältnis der Türkei in eine ange-
messene Form gebracht werden kann. Konzeptionelle Vorarbeiten der CDU/ CSU, hier

vereinfacht angerissen,
können dabei entsprechend
berücksichtigt werden.
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Guten Morgen,

Die eine Seite

Zeit der Reformen

Neulich sprach ich mit meinem Freund Ciwan Haco. Ciwan ist
syrisch-kurdischer Rockmusiker, seine Lieder und Konzerte
waren in der Türkei lange Zeit verboten. Ich rief ihn an, weil
ich gelesen hatte, dass bei der Eröffnung einer Schule im
Südosten der Türkei seine Musik gespielt worden war. Lehrer
und Schüler tanzten zu seinen Liedern. Wüsste man es nicht
besser, könnte man geneigt sein zu glauben, dass es immer
so war. Meine Freunde und ich erinnern uns aber nur zu gut
an andere Zeiten, als die Politiker in der Türkei noch Demirel,
Ecevit, Erbakan oder Ciller hießen und ihre besten Freunde in
den europäischen Hauptstädten hatten. Die Kanzler Schmidt
und Kohl hatten wenig an der Situation von Kurden, Christen,
Aleviten oder Frauen auszusetzen. Im Gegenteil, wenn wir Grünen mit Menschenrechts-
organisationen gemeinsam gegen Abschiebungen in die Türkei gekämpft haben, waren
deutsche Christdemokraten die größten Lobbyisten der alten Garde in der Türkei. Umso
seltsamer mutet es an, wenn nun gerade aus diesen Kreisen Krokodilstränen um Opfer
von Folter vergossen werden, zu einem Zeitpunkt wo die Bekämpfung von Folter erst-
mals auf der Tagesordnung in Ankara oben steht.

Die Türkei hat sich in den letzten Jahren rasant gewandelt - darin sind sich alle Beob-
achter von Angela Merkel bis Amnesty International einig. Sie hat das umfassendste
Demokratisierungspaket seit Gründung der Republik in Angriff genommen. Sie hat die
Todesstrafe abgeschafft, die Rechte der religiösen und ethnischen Minderheiten sowie
der Frauen - wenn auch immer noch unzureichend - gestärkt, die Macht des Militärs
beschnitten, ein neues Strafgesetzbuch erlassen, die Pressefreiheit gestärkt Zuneh-
mend übernimmt die wachsende türkische Zivilgesellschaft die Wächterfunktion, die
bislang vor allem Brüssel spielte und noch immer spielen muss. Doch bewegt sich die
Türkei in Richtung Demokratie und in Richtung Europäische Union.

Dieses Thema, wie kaum ein anderes, bewegt derzeit die Gemüter in Frankreich und
Deutschland: Soll die Türkei einmal Mitglied der Europäischen Union werden? Dabei
werden die Fakten oft vernachlässigt. Denn die Frage, ob die Türkei zur EU gehören
kann, ist längst entschieden. Bereits vor fünf Jahren verliehen die europäischen Regie-
rungen der Türkei den Status eines Beitrittskandidaten. Der Beschluss fiel einstimmig.
Von deutscher Seite, von Adenauer über Brandt, Kohl bis Schröder, ist diese Möglichkeit
immer ausdrücklich unterstützt worden. Doch diese eindeutige Haltung speist sich auch
aus einer über vierzigjährigen, engen türkisch-europäischen Partnerschaft. Inzwischen
ist die Türkei NATO-Partner, Mitglied der OSZE, des Europarates und gehört seit 1995
auch zur europäischen Zollunion. Das zeigt übrigens, dass die Türkei bereits eine ‘pri-
vilegierte Partnerschaft’ mit der EU hat. Eine solche Krücke wie sie die CDU/CSU anstel-
le der Mitgliedschaft propagiert, kann daher keinen Mehrwert bieten. Mehrwert erreicht
man dadurch, dass man ein Land aufnimmt, dass seit 1923 an den Westen gebunden
ist und das enormes wirtschaftliches sowie politisch-strategisches Potenzial besitzt. Die
Türkei passt nicht in die EU? Wenn wir die Europa-Begeisterung der Bevölkerung zum
Maßstab nähmen, müssten die Türken sofort beitreten, die Briten etwa, die Union schleu-
nigst verlassen.

Niemand sagt, der Beitritt würde über Nacht vollzogen. Die Beitrittsverhandlungen wer-
den viele Jahre in Anspruch nehmen. Sie fordern von der EU und der Türkei große
Reformen, allerdings überfällige Reformen.

Wenn das beherzigt wird, wird ein Beitritt der Türkei ein Gewinn für beide Seiten.

Also: Hadi bakalim kolay gelsin, wie Sezen
Aksu singt. Auf gutes Gelingen.

CemÖzdemir,MdEP
Bündnis 90/ die GRÜNEN

cozdemir@europarl.eu.int
http:/ /www.oezdemir.de/

und Europa. Ihre Freiheit ist gleichermaßen durch 
IS, Assad und Co. bedroht wie unsere. Doch im Zu-
sammenstehen vor dem Feuer spielen die Men-
schenrechte immer weniger eine Rolle. Das ist fa-
tal. 

Die Türkei muss zu-
rück zu Rechtstaat-
lichkeit, Freiheit und 
Menschenrechte fin-
den, es darf kein 
zweites Russland 
werden. Dann ist die 
Türkei ein echter Ga-
rant für Stabilität und 
die Zukunft in der EU 
muss dann das Ziel 
sein.

Silke Gebel

Landtagsabgeordnete für Bündnis 90/Die Grünen in Berlin, zuständig 
für Umweltpolitik
Chefredakteurin des Print-Magazins treffpunkt.europa von 2003-
2006

Meine beiden persönlichen Lieblingsartikel: „Zeit 

der Reformen“ (Die eine Seite) von Cem Özdemir 

und „Privilegierte Partnerschaft für die Türkei“ 

(Die andere Seite) von Karl Theodor Freiherr zu 

Guttenberg (Heft 04.2004, S.12f.)
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JAHRESRÜCKBLICK 2015:   WAS HAT UNS DIESES JAHR BEWEGT?

Beim Parlamentarischen 
Europaforum am 25. März 
diskutierten Politiker und 
Experten unter der Moderation 
von Bundessekretär Vincent 
Venus über den Westbalkan 
und seine Beziehungen zur EU.

Vom 17.-19. April 
fand in Berlin die erste 

‚verband:stoff’-Akademie des 
Jahres unter dem Thema 
„Schutz von, oder Schutz
 vor Flüchtlingen?“ statt.

Vom 14.-17. Mai, fand das XVI. 
Internationale Berlin-Seminar mit über 60 
Teilnehmer*innen aus 19 verschiedenen 
Ländern zum Themenspektrum
‚Solidarität’ statt.

Vom 19.-21. Juni lernten junge 
Menschen bei der zweiten 

‚verband:stoff’-Akademie in 
Halle (Saale) die Gefahren des 
„Rechtspopulismus in Europa“ 

kennen.

Der 62. Bundeskongress der Jungen Europäischen Föderalisten Deutschlands tagte 
vom 02.-04. Oktober in Berlin unter dem Motto „Wir holen uns Europas Zukunft zurück!“
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JAHRESRÜCKBLICK 2015:   WAS HAT UNS DIESES JAHR BEWEGT?

Deutsche und Franzosen 
trafen sich zu den 27. 
Straßburger Gesprächen 
zur Diskussion über 
die bevorstehende
UN-Klimakonferenz in 
Paris, #COP21.

Bei den Simulationen des Europäischen Parlaments (SiMEP) in Nordrhein-Westfalen und Berlin und beim Jungen Europäischen 
Parlament (JEP) in Baden-Württemberg lernen Schüler und Schülerinnen den Ablauf von europäischen Politikprozessen kennen.

Zwölf JEF-Mitglieder 
aus Flensburg, Kiel, 

Lübeck und 
Hamburg besuchten 

vom 29.-31. Mai die 
dänische Hauptstadt 
Kopenhagen. Die JEF 

Schleswig-Holstein 
baute ihre guten 

Beziehungen zur JEF 
Dänemark (Eu-

ropæisk Ungdom) 
außerdem im Juli 

beim gemeinsamen 
Sommercamp aus.

		  Im Mai war 
die JEF Passau zu 

Gast in der Tschechi-
schen Republik, im 

November waren 
dann die Passauer 

JEFer*innen auf 
Gegenbesuch bei 

ihrem Twinning-
Partner in Prag.

	 Sieben junge 
Erwachsene der JEF 
Griechenland waren 

Anfang Oktober 
sechs Tage zu Gast 
in München bei der 

JEF Bayern.

Die dritte und letzte 
‚verband:stoff’-Ehrenamtsakademie 2015 
vom 13.-15. November in München beschäftigte 
sich mit dem Thema „Europäische 
Öffentlichkeit und Identität“.

Bei der gemeinsamen 
Akademie der Europa-Uni-
on Deutschland und der 
JEF vom 17. bis 18. 
Oktober in Jena ging es um 
Verbandsentwicklung und 
Mitgliedergewinnung.

Beim Europakongress (EuCo) 
vom 23.-25. Oktober in Zürich 

war die JEF Deutschland mit 
einer Delegation von 21 
JEFer*innen vertreten.

intern
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Unter dem Slogan „reform, renegotiation and referendum“ will die britische Regierung sowohl die interne 
Arbeitsweise der Europäischen Union als auch die Beziehung der EU zu Großbritannien grundlegend ver-
ändern. Ein Referendum über den Verbleib in der EU soll bis Ende 2017 durchgeführt werden. Ob die Kon-
servativen, die in europäischen Fragen tief gespalten sind, eine Kampagne für oder gegen den Verbleib in 
der EU führen werden, hänge von der Reformbereitschaft der EU ab, so David Cameron.

“BRITISH EXCEPTIONALISM”

Es stellt sich jedoch die Frage, warum Großbritan-
nien das einzige der großen Mitgliedsländer der EU 
ist, in dem der Euroskeptizismus bis in die großen 
Parteien hineinreicht und inzwischen sogar ein 
möglicher EU-Austritt auf der Tagesordnung steht. 
Grund dafür könnte die relativ schwach ausge-
prägte europäische Identität der Briten sein. Oft 
spricht man vom sogenannten „British exceptiona-
lism“. Gemeint ist die Wahrnehmung einer gewis-
sen Einzigartigkeit Großbritanniens und einer be-
wussten Abgrenzung zu Kontinentaleuropa. Diese 
Abgrenzung resultiert zum einen aus der geogra-

phischen Lage des Inselstaates, aber auch aus seiner engen Beziehung zu den USA und den Common-
wealth-Staaten. Bei diesen Ländern erkennen viele Briten kulturelle und historische Gemeinsamkeiten, 
die sie mit den Ländern Europas nicht unbedingt teilen. Der Aspekt einer gemeinsamen Sprache spielt 
hier eine wichtige Rolle. Zudem prägt die politische Tradition als ehemalige Weltmacht mit jahrhunderte-
alten demokratischen Institutionen bis heute die nationale Identität der Briten. Die Stellung während und 
nach dem zweiten Weltkrieg führte außerdem dazu, dass politische Motive der europäischen Einigung - 
wie zum Beispiel die dauerhafte Friedenssicherung - nur zweitrangig waren. All dies erschwert bis heute 
die Zustimmung zu einer politischen Integration. 

Die neuste Umfrage des Eurobarometers (Mai 
2015) zeigt, dass Großbritannien das EU-Land mit 
der stärksten nationalen und der geringsten euro-
päischen Identität ist. Verglichen mit vorherigen 
Umfragen ist dies jedoch kein neues Phänomen. 
Bei der Debatte über einen EU-Austritt werden so-
mit Kosten-Nutzen-Abwägungen und mögliche Al-
ternativen im Vordergrund stehen – kaum jedoch 
ein Zugehörigkeitsgefühl zu Europa. Dies erinnert 
stark an die Beitrittsverhandlungen von 1973. 
Auch damals ging es um wirtschaftliche und au-
ßenpolitische Interessen – und um den Mangel an 
sinnvollen Alternativen. Und die Briten haben in 
einem Referendum 1975 einem EU-Verbleib zuge-
stimmt. Ein Blick in die Geschichte sollte also auch 
für ein bevorstehendes Referendum über den Ver-
bleib Großbritanniens in der EU positiv stimmen.

Abbildung: Exklusive nationale Identität (2015)
Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf: 
Eurobarometer 83.3 (2015). Frage: Do you see yourself as 
national only, national and European, European and national, 
European only (Angaben in Prozent).

Abbildung: Nationale und europäische Identität (2015)
Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf: 
Eurobarometer 83.3 (2015). Frage: Do you see yourself as 
national only, national and European, European and 
national, European only (Angaben in Prozent).

Sabrina Meyer studiert einen deutsch-franzö-
sischen Studiengang in Politikwissenschaft und 
ist Mitglied der JEF Stuttgart.

sabrina.meyer5@gmx.de
/sabrina.meyer.9216
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DES EINEN ENDE IST DES ANDEREN ANFANG

Das gedruckte Magazin treffpunkt.europa verabschiedet sich. Doch die Themen und Diskussionen, die 
bislang im Print-Magazin ihren Platz fanden, werden nicht verschwinden – nur das Medium ändert sich. 
Denn für treffpunkteuropa.de, das Online-Magazin der Jungen Europäischen Föderalisten, geht die Reise 
weiter.

WAS IST TREFFPUNKTEUROPA.DE EIGENTLICH?
treffpunkteuropa.de bietet europapolitischen 
Journalismus von jungen Menschen für junge Men-
schen. Aus diesem Grund legen wir großen Wert 
auf gut recherchierte, meinungsstarke Artikel, die 
europäische Themen auch abseits des Main-
streams aufgreifen. treffpunkteuropa.de soll eine 
Plattform sein, auf der der europäische Diskurs der 
Jungen Europäischen Föderalisten geführt wird – 
europäisch, politisch, kritisch. Nicht umsonst 
sagte mein Vorgänger Julius Leichsenring: „treff-
punkteuropa.de ist eine Visitenkarte der JEF“.

WIE ARBEITET TREFFPUNKTEUROPA.DE?
In der vierköpfigen Redaktion laufen die Fäden des 
Online-Magazins zusammen. Die Redakteure re-
cherchieren europapolitisch relevante Themen 
und tragen ihre Vorschläge wöchentlich an einen 
Pool von über 160 Autorinnen und Autoren heran. 
Nachdem die Texte – vom Hintergrundbericht über 
den Kommentar bis hin zum Interview – eingegan-
genen sind, werden sie redigiert und zur Veröffent-
lichung auf treffpunkteuropa.de aufbereitet.

Alle Mitstreiter der Redaktion arbeiten ehrenamt-
lich für das Magazin. Ihr gemeinsames Ziel: europa-
politischer Journalismus als Beitrag für eine euro-
päische Öffentlichkeit. treffpunkteuropa.de arbei-
tet in diesem Sinne in einem mehrsprachigen 
Netzwerk mit vier Partnerseiten aus Frankreich, 
Großbritannien, Italien und Spanien zusammen. 
Die Sprachversionen des Webzines tauschen un-
tereinander Übersetzungen aus, zwischen denen 
die Leser*innen des Magazins mit einem Maus-
klick wechseln können.
treffpunkteuropa.de hat sich in den vergangenen 
Jahren beträchtlich weiterentwickelt. Das offen-
bart schon ein Blick auf die Zahlen: Mittlerweile 
verzeichnet treffpunkteuropa.de konstant über 
50.000 Zugriffe im Monat, die Zahl der Follower auf 
Facebook ist auf fast 1.500 geklettert und gemein-

sam mit dem Autorenteam haben wir einen ste-
tigen Zufluss an Content etabliert. Darauf wollen 
wir aufbauen und das Online-Magazin weiterhin 
positiv entwickeln. Unser Dank für die erfolgreiche 
Zeit und die vertrauensvolle Zusammenarbeit im 
Team gilt allen Menschen, die sich bislang in der 
Redaktion engagiert haben oder als Autoren am 
Webzine mitwirken. Denn nur mit ihrem Engage-
ment, ihren Ideen und Beiträgen lässt sich treff-
punkteuropa.de verwirklichen.

WAS EUCH 2016 ERWARTET
Ein spannendes Jahr liegt vor uns. Beim Crowdfun-
ding für den Relaunch des Online-Magazins kamen 
über 5.600 Euro zusammen. Für diese riesige Un-
terstützung möchten wir uns bei Euch herzlich be-
danken. Schließlich ist es nach zehn Jahren Zeit 
für einen optischen Neustart von treffpunkteuro-
pa.de. In Zusammenarbeit mit professionellen 
Webdesignern wollen wir das Webzine insgesamt 
attraktiver, übersichtlicher und intuitiver gestal-
ten. 

WIE KANN ICH BEIM ONLINE-MAGAZIN 
MITMACHEN?
Wir haben Euer Interesse geweckt? Dann besucht 
uns auf www.treffpunkteuropa.de oder folgt uns 
auf Twitter und Facebook. Wir sind jederzeit auf der 
Suche nach engagierten Autorinnen und Autoren 
und stehen Euch gerne als Ansprechpartner zur 
Verfügung.

Marcel Wollscheid ist Chefredakteur des Online-
Magazins.

/marcel.wollscheid.3
@MaWollscheid
marcel.wollscheid@treffpunkteuropa.de
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Die JEF 
Die Jungen Europäischen Föderalisten Deutschland e.V. (JEF) 
ist eine überparteiliche politische Jugendorganisation, die 
sich seit 1949 für ein demokratisch geeintes Europa ein-
setzt. Die JEF Deutschland hat gut 3.200 Mitglieder, 14 Lan-
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ungefähr 30.000 Aktivist*innen. In den vergangenen Jahren 
demonstrierte die JEF unter anderem für offene Grenzen und 
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losenversicherung.
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